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IKEA zahlt 6 Millionen für DDR-
Zwangsarbeit – Beispiel für andere

Firmen?
Ikea plant, sechs Millionen Euro in einen Härtefallfonds für

Opfer von DDR-Zwangsarbeit einzuzahlen. CDU/CSU
fordert andere Unternehmen auf, Verantwortung zu

übernehmen und zur Aufarbeitung исторischer
Verfehlungen beizutragen. Erfahren Sie mehr über die

Bedeutung dieser Entschädigungszahlung und die
Notwendigkeit für umfassende Maßnahmen zur

Verbesserung der Situation für Verfolgungs-Opfer.

In einer schockierenden Wende hat Ikea angekündigt, sechs
Millionen Euro in einen Härtefallfonds zu zahlen, um die Opfer
der DDR-Zwangsarbeit zu entschädigen. Ein Schritt, der Wellen
schlägt! 

Günter Krings, der rechtspolitische Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, kommentiert diese bahnbrechende



Entscheidung mit Nachdruck: „Diese beabsichtigte
Entschädigungszahlung von Ikea für DDR-Zwangsarbeit sollte
Vorbild für andere Unternehmen sein!“

Ein Zeichen der Verantwortung

Krings betont die immense Bedeutung dieses Schrittes. Es ist
nicht nur eine finanzielle Geste, sondern ein starkes Zeichen für
die Verantwortung, die Unternehmen für ihre geschichtlichen
Verfehlungen übernehmen müssen. „Es ist an der Zeit, dass alle
Unternehmen, die in der Vergangenheit von Zwangsarbeit in der
DDR profitiert haben, ihrer Verantwortung gerecht werden,“
erklärt er weiter.

 Diese Forderung ist nicht ohne Grund, denn die Aufarbeitung
von historischem Unrecht ist nicht nur eine moralische Pflicht,
sondern ebenso eine Chance für Unternehmen, verloren
gegangenes Vertrauen zurückzugewinnen – ganz ohne
staatlichen Druck.

Der Staat muss nachziehen

Doch Krings hebt auch hervor, dass der Staat seinerseits
handeln müsse. Er fordert dringend, dass die politischen
Maßnahmen zur Verbesserung der Lage für die Verfolgungs-
Opfer in der ehemaligen DDR beschleunigt werden. Der aktuelle
Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung
rehabilitierungsrechtlicher Vorschriften sei noch unzureichend,
was bald in einer Expertenanhörung diskutiert werden soll.

Die CDU/CSU-Fraktion, die für Freiheit und Zusammenhalt steht,
fordert nicht nur von Unternehmen, Verantwortung zu
übernehmen, sondern auch eine klare Verbesserung der
Situation für die Opfer. In einem Rechtsstaat können wir nicht
einfach zur Tagesordnung übergehen! Die Vergangenheit muss
aufgearbeitet werden, und die Stimmen der Betroffenen müssen
gehört werden.



Die Zeit drängt, denn die Taten der Vergangenheit fordern ihren
Tribut. Der Schritt von Ikea könnte der Anfang sein – die Frage
ist, wer als Nächstes folgt!

Details
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